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Vorführender
Präsentationsnotizen
Von den folgenden Folien können je nach Zeitbudget und Schwerpunkt des Vortrags Folien ausgeblendet werden. Auf Nachfrage können ggf. weitere Grafiken geliefert werden.
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Nach Corona in die nächste Krise
Veränderung des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts in Deutschland, 2016-2023

Prognosen
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Das Bruttoinlandsprodukt repräsentiert den Wert aller Güter und Dienstleistungen und damit der Einkommen (inkl. Ersatz für Wertverlust der Anlagen), die in einer Volkswirtschaft innerhalb eines Jahres neu erwirtschaftet wurden. Bei Betrachtung der Veränderung über mehrere Jahre hinweg ist es sinnvoll die Veränderung des Preisniveaus miteinzubeziehen, somit die „reale“ Entwicklung des BIP zu betrachten. Nach einer längeren Wachstumsphase seit 2010 war das Jahr 2020 durch eine heftige Krise in der Covid-Pandemie geprägt. Dann hat wieder ein Aufschwung eingesetzt, der allerdings 2021 durch Lieferengpässe und Preissteigerungen bei wichtigen Rohstoffen und Vorprodukten schwächer ausfiel als noch im Sommer prognostiziert. 
In 2022 wird die Wirtschaftsentwicklung massiv durch die erhöhten Preise und Lieferprobleme durch den Ukraine-Krieg und die Sanktionen gegen Russland belastet, das wirkt auch in 2023 weiter und führt wahrscheinlich zu einem Rückgang des jahresdurchschnittlichen BIP. Auch die Inflationsrate bleibt nach 8% in 2022 in 2023 nach neuen Schätzung zunächst weiter auf dem hohen Niveau, sinkt dann 2024 vor. wieder unter 3%.




Wirtschaftsprognosen für Deutschland

Vorführender
Präsentationsnotizen
Für 2024 lauten die Prognosen, dass die Inflation dann wieder stark zurückgeht auf im Jahresdurchschnitt zwei bis drei Prozent und die Wirtschaft wieder mit knapp zwei Prozent wächst.
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Verbraucherpreisindex und Veränderungsrate 
gegenüber dem Vorjahresmonat
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Veränderung zum Vorjahresmonat (rechte Skala)

Verbraucherpreisindex (linke Skala)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Index (Preisniveau), Veränderung zum Vorjahresmonat, zum Vormonat sind die Änderungen viel kleiner, 0,x und manchmal minus (Nov. 21 0,2%, gg. Vorjahresmonat 5%). 2020 gab es sehr geringe Inflation, im 2. Hj. sinkende Preise (MWSt.-Senkung). 2021 zunächst Normalisierung, hohe Raten wegen Basiseffekt und Engpässen durch Corona-Einschränkungen, seit Ende 2021 Beschleunigung der Inflation (Anstieg der Rohstoff- und Energiepreise), seit März 2022 dann weiter verstärkt durch Krieg und Sanktionen.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
In Eurozone insgesamt steigende Inflation, vorher niedrige Inflation, unter der Zielrate von 2%. Energie und Nahrungsmittel von Sonderfaktoren geprägt, Knappheiten und Importpreise und Ernten usw. Kerninflation geprägt von Lohn- und Produktivitäts- bzw. Lohnstückkostenentwicklung und von Profitmarge. 





Vorführender
Präsentationsnotizen
Energie- und Nahrungsmittelpreise machen zwei Drittel der Preissteigerungen aus. Davon sind Haushalte und Familien mit geringeren Einkommen überproportional betroffen. Wichtig: es sind Mittelwerte, die relevanten Unterschiede gehen unter, siehe Alleinerziehende <900 Euro (viel Haushaltsenergie, wenig Spritpreise weil meist kein Auto) und Familien mit mittlerem Einkommen (viel Spritpreise, weniger Haushaltsenergie wegen mehr Erwerbstätigkeit). Arme mit Auto und weiter Entfernung viel höher betroffen, ebenso auf dem Land mit Autobedarf, oder schlecht isolierte Wohnungen. 



Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Ursache der Inflation sind ganz überwiegend importierte Preissteigerungen, v.a. für Energie, auch Nahrungsmittel und andere Vorprodukte, auch Euro gg. Dollar-Abwertung, die sich durchfressen. Es ist keines falls eine „Lohn-Preis-Spirale“. Wenn dann „Preis-Lohn-Spirale“, weil wir reagieren müssen auf höhere Preise mit höheren Löhnen, was dann in gewissem Maße die Inflation verstärkt/verlängert, weil im Kapitalismus die Unternehmen Preissetzungsmacht haben und das überwälzen um ihre Profite zu halten.



Entlastungspaket II Bundesregierung
• 300 Euro Energiepreis-Pauschale für 

einkommensteuerpflichtige Erwerbstätige, also 
nicht für Rentner, zu versteuern.

• 100 Euro Einmalbonus für Familien mit Kindern, 
wird auf den Kinderfreibetrag angerechnet. 

• 100 Euro für Wohngeld-/Grundsicherungsempf. 
• Senkung der Kraftstoffsteuer: Benzin -30 Cent je 

Liter, Diesel -14 Cent, befristet für drei Monate
• 9-Euro-Monatsticket im ÖPNV für drei Monate 
• Forcierter Austausch alter Heizungen usw.

Vorführender
Präsentationsnotizen
Gewerkschaften bewerten positiv, Sozialverbände und Umweltverbände unzufrieden: unzureichend für Bedürftige, zu viel für gutverdienende Autofahrer.



Entlastungspaket III Bundesregierung
• 300 Euro Heizkostenzuschuss für 

Wohngeldempfänger:innen
• 300 Euro Energiepreispauschale für 

Rentner:innen, 200 Euro für Studierende 
• Mehr Wohngeld für mehr Menschen ab 2023
• Erhöhung Grundsicherung/Bürgergeld um 53 €
• 31 € mehr Kindergeld, Ausgleich kalte Progression
• Bis zu 3000 Euro abgabenfreie Arbeitgeberzahlung
• Schuldenbremse soll ab 2023 wieder greifen

Vorführender
Präsentationsnotizen
Gewerkschaften sagen, richtige Schritte, aber reicht nicht. Bürgergeld/Grundsicherungserhöhung ist völlig unzureichend (gefordert sind 200 Euro), steuer- und beitragsbefreite Sonderzahlungen sind problematisches Angebot, weil die nicht tabellenwirksam sind die Finanzierung insb. der Sozialversicherungen schwächen. Das Festhalten an der Schuldenbremse ist falsch und soll dazu führen, die Personal- und Sozialausgaben in den kommenden Jahren zu drücken, was unseren Zielen entgegensteht.



Entlastungspaket III Bundesregierung u.a.
• 300 Euro Heizkostenzuschuss für 

Wohngeldempfänger:innen
• 300 Euro Energiepreispauschale für 

Rentner:innen, 200 Euro für Studierende 
• Mehr Wohngeld für mehr Menschen ab 2023
• 49 € ÖPNV „Deutschlandticket“
• Erhöhung Grundsicherung/Bürgergeld um 53 €
• 31 € mehr Kindergeld, Ausgleich kalte Progression
• Bis zu 3000 Euro abgabenfreie Arbeitgeberzahlung
• Schuldenbremse soll ab 2023 wieder greifen

Vorführender
Präsentationsnotizen
Gewerkschaften sagen, richtige Schritte, aber reicht nicht. Bürgergeld/Grundsicherungserhöhung ist völlig unzureichend (gefordert sind 200 Euro), steuer- und beitragsbefreite Sonderzahlungen sind problematisches Angebot, weil die nicht tabellenwirksam sind die Finanzierung insb. der Sozialversicherungen schwächen. Das Festhalten an der Schuldenbremse ist falsch und soll dazu führen, die Personal- und Sozialausgaben in den kommenden Jahren zu drücken, was unseren Zielen entgegensteht.



Forderungen an die Politik
• Energiepauschale 500 Euro

• Mobilitätsgeld statt Entfernungspauschale, ÖPNV-Ausbau

• Preisdeckel für Gas (Strom, Öl) für Haushalte sozialer und 
ökologischer gestalten (etwa auf Jahresverbrauch von bis 
zu 7000 + 2000 p.P. kWh)

• Kinderbonus und Zahlungen zur Grundsicherung

• Erhöhung der Grundsicherung, KdU und Strom 

• Energiewende mit Klimaprämie, ggf. zu versteuern

• Maßnahmen gegen Preistreiberei und Spekulation 

• Ausgleich der kalten Progression nur Grundfreibetrag 

• Übergewinnsteuer, Vermögensteuer, Erbschaftsteuerreform

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wir werden die Preissteigerungen v.a. bei Energie nicht allein tariflich durch Lohnsteigerungen ausgleichen können, v.a. nicht für besonders stark betroffene Haushalt und die von Sozialleistungen abhängigen. Es sind politische Maßnahmen notwendig. 



Vorführender
Präsentationsnotizen
Das Arbeitnehmerentgelt je Stunde sind die jeweiligen Bruttolöhne- und Gehälter zuzüglich der Sozialbeiträge der Arbeitgeber pro Stunde. Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen setzen sich aus Nettobetriebsüberschüssen und Selbstständigeneinkommen sowie den Vermögenseinkommen zusammen. 
In wirtschaftlichen Abschwächungen und Krisen fallen die Gewinne stärker als die Löhne. Die staatlichen Stützungsmaßnahmen für Unternehmen schlagen sich hier statistisch nicht nieder. Im Aufschwung nach der Krise steigen sie dann wieder überproportional. Bei der Lohnentwicklung ist nach dem starken Rückgang 2003 bis 2007 durch die Hartz- und Agenda-Politik eine Erholung feststellbar, die wir stabilisieren und weitertreiben müssen. Dabei helfen die geringere Arbeitslosigkeit und der erhöhte Mindestlohn. Durch die Krise und stark erhöhte Inflation sind allerdings 2021 Reallohneinbußen eingetreten und in diesem Jahr sind erhebliche weitere Reallohneinbußen nicht mehr zu vermeiden.




Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Lohnquote ist der Anteil der Arbeitnehmerentgelte (brutto inkl. „Arbeitgeberbeiträge“) am Volkseinkommen. Die Bereinigung der Lohnquote ermöglicht eine bessere Vergleichbarkeit über den Zeitverlauf, indem die Veränderungen des Anteils der abhängig Beschäftigten an den Erwerbstätigen und den Arbeitszeiten herausgefiltert werden. �In wirtschaftlichen Abschwächungen und Krisen fallen die Gewinne, deshalb steigt dann die Lohnquote, im anschließenden Aufschwung sinkt sie zumeist wieder. Nach dem starken Rückgang 2003 bis 2007 ist aber insgesamt in den 2010er Jahren eine Stabilisierung und Erholung gelungen. Allerdings ist die Ungleichheit zwischen den Löhnen größer geworden, gestiegen sind besonders ohnehin relativ gute Löhne. Gleichzeitig haben sich Niedriglöhne ausgeweitet, sie sind erst seit Einführung des Mindestlohns 2015 wieder gestiegen.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Nominallohn ist das tatsächlich gezahlte Entgelt für geleistete Arbeit, beim Reallohn wird die Inflationsrate berücksichtigt. Dadurch wird die Kaufkraft der Löhne und Gehälter zu verschiedenen Zeitpunkten vergleichbar. Die Löhne und Gehälter sind in den 2010er Jahren kontinuierlich gestiegen. Sie sind hier auf die real gearbeiteten Stunden bezogen. In 2020 haben sich die Kurzarbeit und der Rückgang von Minijobs hier steigernd ausgewirkt, in 2021 führten geringere Lohnzuwächse und gestiegene Inflation zu Reallohnverlusten. Aber: nächste Folie.




Vorführender
Präsentationsnotizen
Pro Person im Monat oder Jahr gerechnet wirkte sich 2020 die Kurzarbeit und der Abbau von Arbeitszeitkonten negativ aus, die Reallöhne sanken erstmals seit 2009 wieder, die Nominallöhne sogar erstmals überhaupt. Dies wurde aber erheblich durch das Kurzarbeitergeld kompensiert, das durchschnittlich verfügbare Einkommen je beschäftigter Person dürfte leicht gestiegen sein. In 2021 stiegen die Löhne, weil durch den Abbau der Kurzarbeit die Zahl der gearbeiteten und bezahlten Stunden anstieg. 



Vorführender
Präsentationsnotizen
Zentrales Ziel ist in der Inflation die Sicherung der Reallöhne. Einmalzahlungen sind dafür auf die Dauer nicht geeignet.




Prognosen zur Lohnentwicklung 2022 bis 2024 GD Sept. und SVR Nov. 2022

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute prognostiziert Ende September 2022 für 2022 Tariflohnsteigerungen um 2,5% und für 2023 um 4,7%, jeweils bezogen auf das Kalenderjahr, bei einer hohen Inflationsprognose von 8,8%. Die effektiven Verdienste werden danach etwas stärker steigen, wegen der Mindestlohnerhöhung und damit zusammenhängenden Erhöhungen und wegen Arbeitskräftemangel in einigen Bereichen. Preisbereinigt bedeutet diese Prognose kräftige Reallohnverluste von -4% in 2022 und -3% in 2023, Sachverständigenrat -4% und -2%,  bezogen auf die Tariflöhne noch jeweils ein Prozent oder mehr stärker. Im Vergleich zum IMK nimmt die GD für 2023 jeweils um über 2% höhere Lohnzuwächse wie Inflation an, so dass die Reallohnprognose ähnlich ist. 2024 sollten dann kräftige Reallohnzuwächse erzielt werden, weil die Inflation wieder niedrig ist.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Gemeinschaftsdiagnose bis 2024 zeigt für 2022 und 2023 preisbereinigt sinkende Einkommen sowohl der Beschäftigten wie der Unternehmen. Das macht deutlich, dass Reallohnsicherung 2023 ein schwierig zu erreichendes Ziel ist, weil das preisbereinigte Volkeinkommen insgesamt und damit auch die Gewinne sinken. Der prognostizierte Reallohnzuwachs in 2024 ergibt sich aus der Prognose einer dann wieder geringen Inflationsrate von nur noch etwas über 2%.



100

110

120

130

140

150

160

170

180

Tarifentwicklung in ausgewählten Branchen 2000-2021

Einzelhandel

Öff. Dienst Bund und Gemeinden

Gesamt

Metallindustrie

Preise und Produktivität

ver.di INFO GRAFIK www.wipo.verdi.de | Quelle: WSI-Tarifarchiv, indexiert: 2000=100, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Tarifentwicklung ist auch von den speziellen Bedingungen und Kräfteverhältnissen in den einzelnen Tarifbereichen geprägt. Im öffentlichen Dienst in den 2000er Jahren und in Dienstleistungssektoren mit schwacher Tarifbindung ist sie hinter den zentralen Industriesektoren zurückgeblieben.
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